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Antrag 
 
der Fraktion der PIRATEN 
 
 
Europäisch-kanadisches Freihandelsabkommen CETA stoppen! 
 
 
I. Sachverhalt 
 
Das europäisch-kanadische Freihandelsabkommen CETA (Comprehensive Economic and 
Trade Agreement) steht nach fünfjähriger Beratungszeit unter Ausschluss der Öffentlichkeit 
kurz vor seinem Abschluss. Am 26. September 2014 wurde von den Vertragsparteien eine 
Erklärung zum Abschluss der Verhandlungen unterzeichnet. CETA gilt auch als Blaupause 
für das sich in den Beratungen befindliche Freihandelskommen zwischen den Vereinigten 
Staaten von Amerika und Europa, TTIP. 
 
An CETA ist vielfache Kritik laut geworden. Es heble demokratische Kontrolle aus und be-
vorzuge einseitig die Interessen internationaler Großkonzerne. Die Vereinbarungen sind den 
Parlamentariern von Bund und Ländern nicht zur Verfügung gestellt worden. Eine transpa-
rente öffentliche Debatte fand bisher ebenso wenig statt. 
 
Wegen unklarer Rechtsbegriffe im Abkommen und der fehlenden institutionellen Unabhän-
gigkeit privater Schiedsgerichte könnten Maßnahmen und Auflagen des Landes zum  Grund-
rechts-, Menschenrechts-, Sozial-, Arbeits-, Verbraucher-, Natur- oder Umweltschutz dem 
Risiko unüberschaubarer Schadensersatzforderungen ausgesetzt werden.  
 
Die privaten Schiedsgerichte, die internationale Unternehmen zur Durchsetzung ihrer Inte-
ressen anrufen können, werden ad-hoc gebildet, wobei die Verdienstmöglichkeiten der 
Schiedsrichter mit der Zahl der Verfahren steigen. Es gibt keine Rechtsmittel gegen einen 
Schiedsspruch. Selbst wenn der Staat obsiegt, ist eine vollständige Erstattung seiner 
Rechtsverteidigungskosten nicht gewährleistet, so dass alleine schon das  hohe Kostenrisiko 
eine Kommune oder ein Land veranlassen kann, auf ihr Regulierungsrecht zu verzichten. 
 
Schiedsverfahren zwischen demokratischen Rechtstaaten etablieren unnötigerweise eine 
doppelte Gerichtsbarkeit, da ausländische Konzerne gegen Beschränkungen gleichzeitig vor  
staatlichen Gerichten vorgehen und vor dem privaten Schiedsgericht Entschädigung fordern 
können. Auch die kommunalen Spitzenverbände wenden sich in einem gemeinsamen Posi-
tionspapier zu internationalen Handelsabkommen und kommunalen Dienstleistungen vom 
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Oktober 2014 gegen eine solche Schiedsgerichtsbarkeit. Sie sehen in den transatlantischen 
Freihandelsabkommen eine Gefährdung der kommunalen Rechte. 
 
Weiter besteht die Ansicht, dass CETA die demokratischen Gesetzgebungskompetenzen 
von Bund und Ländern vielfach beschränken. So sollen  staatliche Genehmigungsverfahren 
laut CETA „so einfach wie möglich“ und  ohne „unangemessene Verzögerung oder Verkom-
plizierung“ zu gestalten sein. Bei so unbestimmten Rechtsbegriffen könnte schon eine Betei-
ligung der Öffentlichkeit oder Umweltverträglichkeitsgutachten als  „unangemessen“ oder 
„kompliziert“ angesehen werden. 
 
Auch dort wo das Abkommen den bestehenden Standards entsprechen soll, könnte es die 
gewählten Volksvertretungen an zukünftigen Änderungen hindern, etwa wenn Umwelt oder 
Verbraucher auf der Grundlage neuer Erkenntnisse oder einer neuen Bewertung besser ge-
schützt werden sollen. Es ist zudem vollkommen unklar, ob das Tariftreue- und Vergabege-
setz NRW als „ungerechtfertigte Diskriminierung“ oder „unnötige Handelsbeschränkung“ im 
Sinne von CETA verworfen würde. 
 
Im Kapitel über „Rechte am geistigen Eigentum“ finden sich zahlreiche Ansätze des von der 
europäischen Öffentlichkeit und vom Europäischen Parlament mehrheitlich abgelehnten 
ACTA-Abkommens wieder. So soll etwa privaten Internetprovidern die Durchsetzung von 
Urheberrechten aufgebürdet werden, wodurch die Interpretation von Gesetzen privatwirt-
schaftlichen Firmen überlassen würde. Bestimmte Urheberrechtsverstöße könnten sogar 
unter das Strafrecht fallen. CETA würde die Spielräume bei der für die laufende Legislaturpe-
riode anvisierte und mittlerweile auch seitens der Kommission geforderte EU-
Urheberrechtsreform massiv einschränken.  
 
CETA geht über bestehende Freihandelsabkommen nicht nur insofern hinaus, als es neben 
Handel und Dienstleistungen erstmals für jegliche „wirtschaftliche Tätigkeit“ gelten soll, bei-
spielsweise auch für den Abbau und die Weiterverarbeitung natürlicher Ressourcen. Erst-
mals sollen von dem geplanten CETA-Abkommen zudem nur noch solche Bereiche ausge-
nommen sein, die in dem Abkommen ausdrücklich aufgeführt sind (sog. Negativliste). Auf-
grund dessen ist intransparent und nicht vorhersehbar, in welchen Bereichen das Abkom-
men Anwendung finden wird. Aufgrund der Komplexität des Abkommens besteht ein hohes 
Risiko, dass die definierten Ausnahmen lückenhaft sind und das Abkommen somit Auswir-
kungen auf Politikfelder entfaltet, die nach derzeitigem Stand gar nicht absehbar sind. 
 
II. Der Landtag stellt fest 
 
1. Der Entstehungsprozess von CETA ist in höchstem Maße intransparent. Der Ausschluss 

von Parlamentariern auf EU-, EU-Länder, Bundes- und Länderebene sowie das Fehlen 
einer breiten zivilgesellschaftlichen Debatte ist zu verurteilen. 
 

2. CETA enthält zahlreiche unbestimmte Klauseln und Rechtsbegriffe und stellt daher 
Staat, Gesellschaft und heimische Wirtschaft vor ungewisse Risiken. 
 

3. Private Schiedsgerichtsverfahren sind in Abkommen zwischen demokratischen Rechts-
staaten unnötig. 
 

4. Ein vollständiger Ausschluss von Kultur, Bildung und Presse ist nicht vorgesehen, es 
gibt zahlreiche Schlupflöcher und Ausnahmen. 
 

5. CETA geht weit über die Zuständigkeiten der EU hinaus. Ein vom Bundeswirtschaftsmi-
nisterium in Auftrag gegebenes Gutachten kommt ebenso zu dem Schluss, dass es sich 
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bei CETA um ein „gemischtes Abkommen“ handelt, welches die Zustimmung aller Mit-
gliedsländer erforderlich macht. 
 

6. CETA greift in die Zuständigkeiten der Länder, insbesondere in den Bereichen Kultur- 
und Medienpolitik, ein. Das Abkommen bedarf auch der Ratifizierung durch den Bundes-
rat. 

 
III. Der Landtag fordert die Landesregierung dazu auf,  
 
1. auf allen politischen Ebenen darauf hinzuwirken, dass CETA in der derzeitigen Form 

weder unterzeichnet bzw. ratifiziert wird. 
 

2. auf allen politischen Ebenen die Zustimmungspflicht aller EU-Mitgliedstaaten sowie ins-
besondere des deutschen Bundesrats zum CETA-Abkommen einzufordern. 
 

3. sich auf allen politischen Ebenen für die Herausnahme der Investorenschutzklauseln 
und Negativlisten aus dem CETA-Abkommen einzusetzen. 
 

4. eine breite gesellschaftliche und politische Debatte zum CETA-Abkommen zu fördern. 
 

5. im Bundesrat gegebenenfalls gegen das CETA-Abkommen zu votieren. 
 
     
 
 
Dr. Joachim Paul 
Marc Olejak 
Daniel Schwerd 
Nicolaus Kern 
 
und Fraktion 


